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O R T S S AT Z U N G 
 
 

der Kreisstadt Neunkirchen über eine Veränderungssperre  
für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 140  
„Wellesweiler-Mitte II“ in der Kreisstadt Neunkirchen 

 
 

Die Kreisstadt Neunkirchen erlässt auf der Grundlage des § 12 des Kommunalselbst-

verwaltungsgesetzes – KSVG - in der Neufassung vom 27.06.1997 (Amtsblatt S. 682) 

in seiner aktuellen Fassung sowie der §§ 14 und 16 des Baugesetzbuches –BauGB - 

vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634) mit Beschluss des Stadtrates vom 26.06.2024 fol-

gende Satzung: 

 

§ 1 
Örtlicher Geltungsbereich der Veränderungssperre 

 

Die Veränderungssperre gilt für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 140  

„Wellesweiler-Mitte II“, deren Durchführung der Stadtrat der Kreisstadt Neunkirchen in  

seiner Sitzung am 26.06.2024 beschlossen hat, und zwar für den gesamten Geltungs-

bereich, wie er im beigefügten Lageplan dargestellt ist. 

 

§ 2 
Umfang der Veränderungssperre 

 
Zur Sicherung der Planung über den künftigen Planbereich wird festgelegt, dass 

 

1. Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchgeführt werden dürfen 

 

2.  erheblich oder wesentlich wertsteigernde Veränderungen von Grundstücken und 

baulichen Anlagen, deren Veränderungen nicht genehmigungs-, zustimmungs- 

oder anzeigepflichtig sind, nicht vorgenommen werden dürfen 

 

 

 



   

§ 3 
Ausnahmen 

 
Ausnahmen von der Veränderungssperre können zugelassen werden, wenn überwie-

gende öffentliche Belange nicht entgegenstehen. Die Entscheidung über Ausnahmen 

trifft die Untere Baugenehmigungsbehörde im Einvernehmen mit der Kreisstadt 

Neunkirchen. 

 

§ 4 
Durchsetzung der satzungsgemäßen Pflichten 

 
Wer den Bestimmungen dieser Satzung zuwiderhandelt, kann nach den Bestim-

mungen des Saarländischen Verwaltungsvollstreckungsgesetzes – SVwVG - vom 

27.03.1974, zuletzt geändert durch das Gesetz vom 01.12.2015 (Amtsblatt I S. 913) 

mit Zwangsgeld bis zu 50.000,00 Euro belegt werden. 

 

Statt des Zwangsgeldes können bei Weigerung des Verpflichteten Handlungen an sei-

ner Stelle und auf seine Kosten vorgenommen werden. 

 

§ 5 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

 

 

Neunkirchen, den 26.06.2024  

 

 

Aumann 
Oberbürgermeister 
 
 
 
 
 
Nach § 12 (6) des Kommunalselbstverwaltungsgesetzes (KSVG) in der derzeit geltenden 
Fassung wird darauf hingewiesen, dass Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- 
und Formvorschriften dieses Gesetzes zustande gekommen sind, ein Jahr nach der  
öffentlichen Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande gekommen gelten. 

 
 

 





 

 

 

  

Amtsgericht 
Neunkirchen 

Beschluss 

Terminbestimmung 

7 K 4/20  16.07.2024  

 
 
Im Wege der Zwangsvollstreckung   
 
soll am Freitag, 18. Oktober 2024, 09:00 Uhr, im Amtsgericht Knappschaftsstraße 16, 
Saal/Raum Saal 35, versteigert werden: 
 
Der im Teileigentumsgrundbuch von Neunkirchen Blatt 14979, laufende Nummer 1 des 
Bestandsverzeichnisses eingetragene 493,904/1000 Miteigentumsanteil an dem Grundstück 
 

Lfd. Nr. Gemarkung Flur Flurstück Wirtschaftsart und Lage Größe m² 
 Neunkirchen 1 653/1 Gebäude- und Freifläche, 

Mischnutzung mit Wohnen, 
Hüttenbergstraße 

599 

 
verbunden mit dem Sondereigentum an den Gewerberäumen im Erdgeschoss und ersten 
Obergeschoss im Aufteilungsplan jeweils mit Nr. 1 bezeichnet 
 
Der Versteigerungsvermerk wurde am 03.03.2020 in das Grundbuch eingetragen. 
 
Verkehrswert: 70.000,00 € 
 
Die Anschrift des Objekts lautet:  Die Anschrift des Objekts lautet:  Hüttenbergstraße 25, 66538 
Neunkirchen. 
 
Objektbeschreibung: 
Sondereigentum (Ladenlokal mit Lagerflächen und Sozialraum) im Erdgeschoss und im ersten 
Obergeschoss (Aufteilungsplan Nr. 1) eines 3-geschossigen Wohn- und Geschäftshauses 
(Mittelhaus) 
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Baujahr: unbekannt; Wiederaufbau: 1950 
Nutzfläche: insgesamt ca. 400 m² 
Es fand lediglich eine Außenbesichtigung statt. 
Zum Zeitpunkt der Wertermittlung bestand erheblicher Unterhaltungs- und Renovierungsstau. 
Das Objekt wurde zum Zeitpunkt der Wertermittlung vom Schuldner selbst mit einem 
Gewerbebetrieb (Trödelladen) genutzt. 
Eine WEG-Verwaltung ist vorhanden. 
 
 
Ist ein Recht im Grundbuch nicht vermerkt oder wird ein Recht später als der Versteigerungs-
vermerk eingetragen, so muss der Berechtigte es spätestens im Versteigerungstermin vor der 
Aufforderung zur Abgabe von Geboten anmelden. Er muss es auch glaubhaft machen, wenn 
der Gläubiger oder der Antragsteller oder bei einer Insolvenzverwalterversteigerung der 
Insolvenzverwalter widerspricht. Das Recht wird sonst im geringsten Gebot nicht berücksichtigt 
und bei der Verteilung des Versteigerungserlöses dem Anspruch des Gläubigers und den 
übrigen Rechten nachgesetzt. 
 
Es ist zweckmäßig, schon zwei Wochen vor dem Termin eine Berechnung des Anspruchs  
– getrennt nach Hauptforderung, Zinsen und Kosten – einzureichen und den beanspruchten 
Rang mitzuteilen. Der Berechtigte kann die Erklärungen auch zur Niederschrift der 
Geschäftsstelle abgeben. 
 
Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des vor bezeichneten Versteigerungsobjekts oder 
des nach § 55 ZVG mithaftenden Zubehörs entgegensteht, wird aufgefordert, die Aufhebung 
oder einstweilige Einstellung des Verfahrens zu erwirken, bevor das Gericht den Zuschlag 
erteilt. Geschieht dies nicht, tritt für das Recht der Versteigerungserlös an die Stelle des 
versteigerten Gegenstandes. 
 
 
Bieter haben auf Verlangen im Termin an das Gericht Sicherheitsleistung i.H.v. 
mindestens 10 % des Verkehrswertes zu leisten. Die Sicherheitsleistung kann neben 
Bundesbankschecks, durch Kreditinstitute ausgestellte Verrechnungsschecks und 
Bürgschaft nur noch durch Überweisung auf das Konto der Gerichtskasse (IBAN: DE90 
5901 0066 0000 5066 68, BIC: PBNKDEFF590) unter Angabe des Aktenzeichens wirksam 
geleistet werden. Eine Barleistung ist nicht mehr möglich.  
 
Nähere Angaben zu dem Objekt und weitere Zwangsversteigerungsobjekte im Internet unter 

www.zvg-portal.de 
 
 
 
 
Zolli  
Rechtspflegerin  
 
 


